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Ð Kostenvorschuss und Prdklusion des' Sachverständigenbeweises 757
Die Tâtigkeit eines Sachverständigen ist in der Praxis ein wichtiges Beweismittel. Gleichzeitig ist es regel-
mäßig aber auch vergleichsweise kostenintensiv, sodass der Beweisführer einen Vorschuss zur Deckung
dieser Kosten zu erlegen hat. Dieser Beitrag untersucht, unter welchen Voraussetzungen es bei Nichterlag
zur Präklusion des Beweismittels kommen kann.
Von Andrew Annerl

Ð Begriff und Bedeutung der groben Fahrlässigkeit nach
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Eine Bestandsaufnahme
Seit dem Inkrafttreten des Strafrechtsänderungsgesetzes (SIRÄG) 2015 am 1.I.2016 wird der Begriffder
groben Fahrlässigkeit im österr Strafrecht legaldefiniert (S 0 ebs 3 StGB). Erstmals seit dem 4O-jährigen
Bestehen des StGB 1975 wurde damit eine Änderung im Allgemeinen Teil I ($S t - 16 SIGB) vorgenommen.
Der Beitrag widmet sich insb der dogmatischen Struktur und den Kriterien der groben Fahrlässigkeit. Fer-
ner wird eine erste Einschätzung zur Frage gegeben, ob diese Änderung sinnvoll war und welche praktischen
Konsequenzen sich aus ihr ergeben. Dabei werden va jene Delikte in den Blick genommen, die seit dem
StRÂG 2015 auf grobe Fahrlässigkeit abstellen.
Von Hubert Hinterhoþr und Birgit ]ulia Wirth
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Christiane Wendehorst
Die Digitalisierung und das BGB
Die Digitalisierung fast aller Lebensbereiche stellt auch das BGB vor Herausforderungen. Ein möglicherAnpas-
sungsbedarf ist Gegenstand der zivilrechtlichen Abteilung und dieses Beitrags.

Hans Hanau

Schöne digitale Arbeitswelt?
Die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitswelt sind Gegenstand intensíven Nachdenkens, auch in der
arbeitsrechtlichen Abteilung. Der Beitrag geht dem revolutionären Potenzial dieser Entwicklung nach.

Ulrich Franke

öffentlichkeit im Strafverfah ren
Die strafrechtliche Abteilung befasst sich mit der Öffentlichkeit im Strafverfahren. Der Beitrag erläutert die gesetz-

lichen und verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen, auch mit Blick auf das Ermittlungsverfahren.

Claus Dìeter Classen

Unionsrechtlicher Einfluss auf die Funktion der deutschen Verwaltungsgerichtsbarkeit?
Laut Gutachten für die Abteilung Öffentliches Recht führt der unionsrechtliche Einfluss zu keiner Systemverände-
rung. Der Beitrag stimmt dieser Grundthese zu, stellt aber auch kritische Überlegungen an.

Harm Peter Westermann

Überlegungen zu Reformen des Personengesellschaftsrechts
Die Abteilung Wirtschaftsrecht befasst sich mit einer Reform des Personengesellschaftsrechts. Wie dessen Typo-
logie künftig aussehen soll und ob neue Regeln geschaffen werden müssen, untersucht dieser Beitrag.

Belbina Heiderhoff
Herausforderungen durch neue Fam¡lienformen - Zeitfür ein Umdenken
Der Gutachter der familienrechtlichen Abteilung schlägt eine erneute große Reform des Kindschaftsrechts vor. Der
Beitrag bespricht wichtige Teile des Gutachtens, wobei der Schwerpunkt auf Fragen zum Abstammungsrecht liegt.
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{Editorial ....
Hans Hoyer 80 Jahre
Von Helmut Ofner

145

Euncparecht

* lnternationale und europäische Aspekte des gegenwärtigen
Fluchtlings- und Migrationsproblems 148
Das Problem der Migration im Allgemeinen und der Flüchtlingsbewegung im Besonderen wird als die für
Europa größte Herausforderung des 21. |ahrhunderts gesehen. Beide Probleme erscheinen so eng miteinan-
der verknüpft, dass die Lösung des einen nicht ohne die des anderen vorstellbar ist.

Von Heribert Frønz Köck

-f Union Aktuell
Von Alina Lengauer

154

+ EuGH-Rechtsprechungsubersicht: ZfRV-LS 201 6/32-36 169
32: Präzísrerung des Grundsatzes ,,ne bis in idem"
33: Verwendung einer bestimmten Sprache bei grenzüberschreitender Rechnung
34: Bezieher von Kindergeld benötigen Aufenthaltsrecht im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates
35: Einschränkung der Zulässigkeit von Freiheitsstrafe bei illegaler Einreise
36: Verwirklichung eines Vermögensschadens in einem Mitgliedstaat begründet nicht gerichtliche
Zuständigkeit

I nternatic¡'ra[es Frivatrecht
1 Zur EU-Güterrechtsverordnung: Handlungsbedarf fur die nationalen Gesetzgeber 171
Die EU-Güterrechtsverordnung, die im |uni 2016 verabschiedet worden ist und ab 29.7.2019 gelten soll,

umfasst neben dem ehelichen Güterrecht ieS auch Regelungen, die in den nationalen Rechten den sonstigen

Wirkungen der Ehe oder dem Bereich der Scheidungsfolgen zugerechnet werden. Die Grenzen der entspre-
chenden Kollisionsnormen werden darum neu zu bestimmen sein.
Von Dieter Henrich

+ Die Vollmacht im Kollisionsrecht
Zum Stand der Diskussion in Deutschland
Das internationale Privatrecht der Stellvertretung ist bislang noch nicht ,,europäisiert". Art I Abs 2 lit g
nimmt die Frage, ob ein Vertreter die Person, für deren Rechnung er zu handeln vorgibt, Dritten gegenüber

verpflichten kann, vom Anwendungsbereich der Rom I-VO ebenso aus wie die Frage, wer eine Personen-

vereinigung (Gesellschaft, Verein oder juristische Person) gegenüber Drítten verpflichten kann. Anders als

das österreichische Koilisionsrecht (S 49 IPRG) hat sich der Gesetzgeber in Deutschland - auch in der

,,großen" Ietzten IPR-Reform des Jahres 1986 - nicht bemüßigt gefühlt, tâtigzu werden. Allerdings gibt
es angesichts der fortdauernden Untätigkeit des europäischen Normgebers Bestrebungen, die Lücke nun
auch im deutschen Kollisionsrecht autonom zu schließen - Anlass für eine kritische Bestandsaufnahme, die

in herzlicher Verbundenheit Hans Hoyer mil allen guten Wünschen zu seinem 80. Geburtstag gewidmet ist.

Von Andreas Spickhoff

175

'* Rechtsprechungsübersicht: ZfRV-LS 2016/37 -40 . . .

37: Zum Versagungsgrund der Unvereinbarkeit
38: Das HaagerStraßenverkehrsübereinkommen findet auf Rückgriffsansprüche aus Legalzession keine

Anwendung
39: Anknüpfung nach dem Registerrecht
40: Zsr Anwenãung des alten Erbstatuts auf Nachlassschulden (Helmut Ofner)

182

146 [zora.!
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Rechtsvergleichung
+ Vom Staatsnotar zum hyperprésident? 183
Eine Vermessung des Bundespräsidenten am Président de Ia République nach den Buchstaben der
Verfassung
Die Bundespräsidentenwahl 2016 hat die Diskussion über die Stellung des österreichischen Staatsober-
haupts im institutionellen Gefüge auf eine neue Ebene gehoben. Doch bietet die österreichische Bundes-
verfassung wirklich einen Nährboden für präsidentielle Allmachtsfantasien und sollte dementsprechend
reformiert werden? Der Rechtsvergleich mit dem Regierungssystem der 5. Republik in Frank¡eich eröffnet
eine weitere Perspektive.
Von Christoph Hofstötter

Standards
Ð lmpressum 145

-) Literatur im Überblick 190
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Jetzt in der ecolex 0812016
Einzelheft ÊUR 27 ,ZO bestelleü unter 011531 61-100

M ANZ'sche Verlogs- u\d, Uniyersitdtsbvchhatdltng Gnrbg
"lBL +43 1 531 61 100 P,{x +43 1 531 61 455 bestellen@franz.at Kohlfrsrkt 16 1010 Wief, www.narz.at MANZT

.:r¡,, [26'ro] rr.l 147



i :': i'.1.,: ¿: ¿ * ; z;|i ;¡ çI ¡ ¡i. i..

bítkorn - ír,tiltle :rre r'tl.itt¡ irrir¡¡r¡¿¡¡1,¡5rrrrir ;:t,ìiii, ìltt<ll.ii:-lunjk.-:i
BvD - ier,¡fsl,,iiiiat'10 ii0i-iaLe¡,,,-li.Lzba;r.i¡if,,ìr'ìtêir i-jer_,ßr::tiartrl: e

davit im DAV - l\iileiijiefl?i¡:,i-1,¿:r ri iìi:citi ,r.t. ;ro,,'5. i.-"
gCO - \igi!:ali der- i1i?¡_.et ri¡ll.i'.r.ir¿it l ,l
ì/PRT - \/elbairri Prv,:iei'iìi-ii':,iiuirk',¡1i-; l'¡:jori-,¡111p¡.1 ,:',,

ZEITSC H RIFT FUR DATEN5C

9/?CIn 6 Selten 4CIs-4s6

3\t

Verbraucherdaten

Al lgemeingültigkeitserklärung

lnnerbetriebliche Selbstkontrolle

Rechenschaftspfl icht

Digitaler Binnenmarkt

Verarbeitun gsübersicht

TK-Überuvachung

Bankgeheimnis

Behördliche Auskunft

Marktverha ltensregel un g

Beweisverwertun gsverbot

Arbeitnehmerüberwachung

N iederlassungsbegriff

Editorial
4O5 DENNIS ROHDE

Datenschutz und Smart Cams: Willkommen in der Zukunft

4Ð7

Beiträge
GERALD SPINDLER

Selbstregulierung und Zertifizierungsverfahren nach der DS-GVO.

Reichweite und Rechtsfolgen der genehm¡gten Verhaltensregeln
KEVIN MARSCHALL/ PINKAS MÜLLËR

Der Datenschutzbeauftragte im Unternehmen zwischen BDSG und
DS-GVO. Bestellung, Rolle, Aufgaben und Anforderungen im Fokus

eu ropä ischer Verä nderu ngen
MARCO WICHTERMANN

Einfuhrun g ei nes Datenschutz-Management-Systems im

Unternehmen - Pflicht oder Kür?

Kurzüberblick über die Erweiterungen durch die DS-GVO

NILS RAUER / DIANA ETTIG

Aktuelle Entwicklungen zum rechtskonformen Einsatz von Cookies.

Die Rechtslage auf dem Prüfstand von Kommission und Gerichten
BARBARA SCHMITZ / ]ONAS VON DALTARMI

Auftragsdatenverarbeitung in der DS-GVO - das Ende der
Privilegierung?
Wie Daten künftig von Dienstleistern verarbeitet werden müssen

{',r5

42',ï

423

427

Rechtsprechung
¿[33 BVerfG: Eilbeschluss zur neuen Vorratsdatenspeicherung

Beschluss vom 8.6.2016 - 1 BvR 229/16 u. 1 BvQ 42/15

m. Anm. KIPKER / SCHWICHTENBERG

¿136 BGH: Auskunftspflicht der Bank über Kontoinhaber bei
Markenfälschung - Davidoff Hot Water ll

Urteil vom 21 .10.201 5 - I ZR 51 /12
It39 OLG Hamm: Presserechtlicher Auskunftsanspruch gegen ein durch die

öffentliche Hand beherrschtes Unternehmen
Urteil vom 16.12.2015 - 11 U 5/14

442 LG Berlin : Feh lende Datenschutzerklärung bei On I ine-Kontaktformular
Urteil vom 4.2.2016 - 52 O 394/15

443 LAG Dûsseldorf: Videoüberwachung am Arbeitsplatz
Urteil vom 7.12.2015 - 7 Sa 1O7B/14

447 ArbG Frankfurt/M.: Heimliche Videoüberwachung am Arbeitsplatz
Urteil vom 27 .1.2016 - 6 Ca 4195/15

4.5ü OVG Hamburg: Klarnamenzwang bei Facebook im Eilrechtsschutz
Beschluss vom 29.6.2016 - 5 Bs 40/16
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452 BayVGH: Einführung der quarifizierten erektronischen signatur in
Behörde
Beschluss vom 24.9.20i S - 6 ZB I 4.31 4

456 VG Köln: Übermittlung personenbezogener Fan_Daten an
Fußballverein
Urteil vom 28.4.20i6 - 20 K 583/14
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Einbrecher rein

Die neuesten Tricks der SEO-Profis

rster be¡ Google!
bringen Sie lhre Website nach vorne

Prof i -Tools zur Fotopräsentation
Handy-Doktoren im Test

nstige E-Book-Reader
roid 7 Nougat

Umbau: lntel NUC läfterlos
Touchscreen am Raspi
Dubiose Partnerbörsen-AcB
Google Music und Spotify skripten

MU-MIMO: Die ersten Router im Test

LAN richtig schnell € 4,50
AT€ 4,7O

LUX. BEL € 5,3O

NL. rT. ES € 5.50
cHF 6,90

DKK 49,OO& Go. zukunftssicher kaufen . IFA 20'16'

K: Kampf der Standards
Erklärt und bewertet: HDR-IO, Dolby Vision, OLED,BT.2O2O ...
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16 Android 7 Nougat

f I Prozessorgeflüster: Ifuights Mill, Zen, Powerg,
ARMvS SVE

22 1FA2OL6: UHD, HDR, DolbyVision, DVB-T2HD

24 IF A 2016: Produkt-Highlights

28 Core-i-Prozessoren, die 7. Generation

30 AMD Radeon RX 48O und die PCle-Spezifikation

31 Marktanteile bei Grafikchips verschieben sich

32 Hardware

33 Embedded Systems

34 Netze

36 Apple

37 Linux

38 Sicherheit

40 Gamescom: Die wichtigsten Spiele

44 Game Developers Conference: über Vulkan
und alte Helden

46 Anwendungen

47 Internet

48 Unternehmens-Anwendungen

50 Technische Software

51 WhatsApp überträgt Daten an Facebook

76 Adblocker zwingen die Online-Werbebranche
zum Umdenken

124 Ein Designer kämpft gegen süchtig
machende Apps

178 Vtleb-Tipps

Test & Kaufberatung
54 27 " -Cttrved-Monitor: Samsung C27F39OFHU

54 VR-Gehäuse fü¡ Smartphones: SimbR 3D VR

54 Multifunktionsdrucker mit Einzugsscanner: HP
DeskJet 3720

55 Digital-Oszilloskop als Bausatz: SainSmart
DSO238 DIYKit

55 Aktives USB-3.0 -Verlängerungskabel von CSL-
Computer
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56 Offener Studio-Kopfhörer: Sennheiser HD 8OO S

56 Gaming-Tastatur mit RGB-LEDs: Sharkoon
SharkZone MKSO RGB

58 Verzerrer-Plug-in: Unfiltered Audio Dent

58 Programmstarter ftir Linux Synapse

58 Online-Programmierumgebung: Codiad Web
Based IDE

59 To-Do-Verwaltung als Rollenspiel: HabitRPG
Habitica

60 Günatige E-Book-Reader

62 3D-Drucker als Lasergravierer

64 Mini-STX-PC mit Desktop-Prozessor

66 Die Mähmaschine Viking iMow MI 632PC

68 Linux-Distribution KaOS mit neuestem
Plasma-Desktop

72 Smart Home lässt Elnb¡echer rein

100 Handy-Doktoren im Tect

f O4 Schnelle Internet-Anschlüsse im Festnetz

1t0 4K: Kampf der Standards

126 Psoli-Toolc z¡,¡r Fotoprärentat¡on

13/¡ WIAN richtig schnell

138 Erste WLAN-Router mit Multi-User-MIMO

180 Spielekritik

184 Buchkritik

4K: Kampf der
Standards'
4K, HDR, Dolby
Vision, Ultra HD
Premium - der TV-
Kauf gerät zu einem
Hürdenlauf über
undurchschaubare
Akronyme und
bunte Logos.
Wir erklären, was
die Abkürzungen
bedeuten, wie die
neuen Techniken
funktionieren und
was man beim Kauf
beachten sollte.
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an Googles Richtlirrren halten. IJnsere Ii¡r¡ts
br ingen llrrer Websrte irach vol ne.

82

Wissen

7o Vorsicht, Kunde: Firmware-Update stört
Powerline-Verbindung

8o Ein Security-Albtraum aus dem Alltag

82 Erster bei Google: Regeln fíir SEO

118 4K: Dolby Vision greift nach der HDR-Krone

156 Dubiose Partnerbörsen.AGB

174 Touchscreen am Raspi

Praxis & Tipps
86 Erster bei Google: Websites optimieren

90 Wie lokale Anbieter ihre Website optimieren

können

94 Suchmaschinenoptimierung mit WordPress und

Yoast SEO

146 Tipps fürs Schülerzeitungs-Layout mit Scribus

¡'ISBI

150 in derWindows-
Eingabeaufforderung

t52 Heim-Server verschlüsseln

t6O Tipps & Tricks

164 FAQRaspberryPi

166 Umbau: Mini'PG lntel NUG lüfterlos

170 Google Music und Spotify skripten

Rubriken
3 Editorial: Vollnarkose

10 Leserforum

15 Schlagseite

186 Story: Von Wirsins bis Insbett von Majka Sucha

197 Stellenmarkt

200 Inserentenverzeichnis

2Of Impressum

202 Vorschau

WLAN richtig schnell

Die WLAN-Technik MU-MIMO nutzt das Funkmedium
besser aus als die herkömmlichen Multiplexver-
fahren. Der Geschwindigkeitszuwachs ist vor allem
dann spürbar, wenn mehrere Clients gleichzeitig
funken. Die ersten Routet Karten, Repeater, USB-
Adapter und Notebooks mit MU-MlMO.
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THEMA
Manfred Lindmayr; Form und lnhalt der Entlassungserklärung

Die Entscheidung, das Dienstverhättnis eines Arbeitnehmers vorzeitig aus wichtigem Grund aufzulösen, ist stets eine

schwierige. Hat sich der Arbeitgeber aber zur Entlassung entschieden, muss er aus rechtlicher Sicht einiges beachten,

um später keine untiebsamen Überraschungen zu erteben. Der aktuelle Beitrag beschäftigt sich mit Form und lnhalt der
Entlassungserktärung und ob eine solche auch an Bedingungen geknüpft oder befristet ausgesprochen werden kann.

RECHTSPRECHUNG

3

I ALLGEMEINES ARBEITSRECHT

Anspruch auf Kündigungsentschädigung bei Setbstkündigung?

Berufsfußba [[er: Arbeitsvertrag mit einseitiger Ver[ängeru ngsoption des Arbeitgebers

IT VERTRAGSBEDIENSTËTENRECHT

NÖ Lec: Rückerstattung von Aus- und Weiterbildungskosten

Vertragsbed ienstete ln nsbruck: Bemessu ngsgru ndlage der Abfertigu ng Att

Vertragsbedienstete: Zeitguthaben für Nachtdienste nur bei Nachtschwerarbeit

Kündigung eines Landesbediensteten nach Misshandlung von Patienten

Kündigung eines Vertragsbediensteten wegen Nebenbeschäftigung

VBo: Entlassung wegen wiederhotter Beschimpfungen und Tätlichkeiten

VBo: Enttassung nach wiederholtem Atkohotkonsum

Vertragsbed ienstete: Verpftichtende Angabe des Kü ndi gu ngsgru ndes

VBo: Kündigung eines Autobustenkers wegen Dienstunfähigkeit

VBO: Übermüdung bei U-Bahnfahrer kein Kündigungsgrund

'r SOZIALVERSICHERUNGSRECHT

lnvatiditätspension: Zumutbarkeit einer Wohnsitzverlegung eines Verheirateten

Kein zwingender Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension

Berufsunfähigkeit eines Haustechnikers

I STEUERRECHT

BFG: Rückzahtung von Arbeitslosengeldern

BFG: Eintadungen zur Schi-WM als Repräsentationsaufwand

Kein Arbeitszimmer bei Lagerung tätigkeitsbezogener Unterlagen

BFG: Teilweise Barauszahlung derAustrittsleistung durch Schweizer Pensionskasse
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Quotierung der_Vergüt'ung laboratoriumsmedizinischer Leistungen aufgrund
von Vorgaben der KBV
(SG Mainz Urt. u. 1".6.2016 - S B KA 164/14 - mit FoÞus)

Anforderungen an die Begründung einer Revision
(BSG Urt. u. 24.2.2016 - B 1.3 R 3L/X4 R - mit FoÞus)
Beschwerde gegen die Auferlegung einer Missbrauchsgebühr
(LSG Baden-Württemberg Beschl. u.19.1.2016 - L 1-AS 4045/15 B -
rnit Fokus)
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Die soziale Sicherung (Soto)Setbstständiger
Handtungsbedarf und Optionen

Selbstständige mtissen die Beiträ-

ge zu ihrer sozialen Absicherung

in der Reget allein - ohne die

Beteiligung eines Arbeitge-

bers - aufbringen. Viele gering

verdienende Soto-Selbstständige

sind damit überfordert - zumat

sie nicht selten über 4o % ihres

Einkommens für die Renten-,

Kranken- und Pftegeversicherung

aufbringen müssen. Die Folge: Die

soziale Absicherung der (5olo-)

Selbstständigen in Deutsch-

land ist lückenhaft. Wie können

diejenigen, die ohne eigene

Besch äft igte [ängerfristig oder nur

vorübergehend setbstständig tätig

sind, besser abgesichert werden?

Wie kann insbesondere eine be-

zahlbare und bessere Absicherung

im Alter erfotgen, die Altersarmut

vermeidet und sich am Lebens-

standard orientiert? Diesen Fragen

geht das Titetthema nach.
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Erwerbshybridisierung oder Altersarmut 4.o ?
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377 Ar.¡se¡n Kl¡rue rn
Solo-Selbstständigkeit in der Weiterbildungsbranche

Einbindung von Honorarkräften in die Sozialversicherung
sicherste[[en

Gesundheil 375 Kr,¡ur Ln¡neennN
Selbstständige und Kranl<enversicherung:

Viete haben Beitragsschutden -Was kann getan werden?

¡TSBI

318 Rolr Wrrure l
Was passiert Beitragsschutdnern bei den Krankenkassen?

Position 296 JuorrH KERscHenutrnrn

Ost-West- Rentenan gleich u n g:

Schäubte sotlte Nahles guten Gesetzentwurf nicht durchkreuzen

Magazin 297 Gutachten zu Grundsicherungsleistungen von EU-Auständern:

Ausschluss für Arbeitsuchende ist verfassungswidrig
Personalia
Aus der Gesetzgebung
Termine
Nur zz % der angezeigten Berufskrankheiten werden anerkannt

JoHnNNES Jnxoe
Aktue[[e Gesetzesänderu n gen bei de r Arbeitsförderu n g

Si gnal flir mehr Weiterbi [d ung von Arbeitslosen

ConruEun Herrurze

Pftege und Attenhitfe in Skandinavien und Deutschland
Teil z: Finanzierun g, Leistun gserbrin gung und

der Einfluss von Marl<t und Wettbewerb

Soziale SìcherheÍt Ontine

Das Ptus für Abonnenten:
. Alle Beiträge online
. Leistungsfähige

Volttextsuche
r Zeitsparende

Kurzfassungen

. Nütztiche Arbeitshilfen

. Links aufexterne Quellen

Zugangsdaten anfordern auf:

www.SozialeSicherheit.de/

registrierung

lm Vergleich zu Deutschland hat

die Pflege in Skandinavien einen

sehr viel höheren gesellschaft-

Iichen Stetlenwert. Wesentliche

Unterschiede gibt es auch bei

der Finanzierung und dem Ein-

fluss von Markt und Wettbewerb

bei der Pftege - wie hier deutlich

gemacht wird. Dabei zeigt sich:

Skandinavien mit seiner weit-

gehenden öffentlichen Daseins-

vorsorge könnte durchaus ein

Vorbitd für Deutschland sein.
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3 Grundsicherung

I

tsSG, Urteit vom 21..Q6.2016 - B 10 ËG 8/15 R

Einkünfte aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage werden auf das Elterngeld angerech-
net. Zudem ändert sich durch Einkünfte aus selbstständigerTätigkeit oder aus einem Ge-
werbebetrieb der Referenzzeítraum für die Berechnung des Elterngeldes.

Das Elterngeld bemisst sich grundsätzlich
nach den Einl<ünften innerhatb der letzten
zwölf Monate vor der Geburt des l(indes,
siehe Szb Abs. r des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes (BEEG). Davon wird
eine Ausnahme gemacht, wenn derjenige,
der Elterngeld in Anspruch nimmt, nicht
nur Einl<ünfte aus nichtsetbstständiger
Tätigl<eit als Arbeitnehmer, sondern auch
aus selbstständiger Tätigkeit oder aus ei-
nem Gewerbebetrieb hatte. Dann ist der
Ietzte steuerliche Veranlagungszeitraum
maßgeblich, also in der Regel das letzte Ka-

lenderfahr vor der Geburt des l(indes. Das

l<ann zu Härten für die Betroffene fûhren,
doch sind díese hinzunehmen, wie das Bun-
dessozialgericht (BSG) entschieden hat.

Elternzeit für zwei Kinder -
Einkünfte aus Gewerbebetrieb
Die Klägerin hatte nach der Geburt ihres
ersten l(¡ndes im Dezember zoro bis Ende
Mai 201.2 Elternzeit beansprucht, im Juni
zorz hatte sie in Teitzeit und ab Juli zorz
wieder in Vollzeit gearbeitet. lm Juti zor3
begann der Mutterschutz für die Geburt
des zweiten Kindes am e.o9.zot3. Auf
dem Haus der Famitie war eine Photovol-
tail<anlage installiert; flir díe Einspeisung
von Strom aus dieser An{age erzielte das
Ehepaar zorz Einl<ommen aus Gewerbebe-
trieb in Höhe von B7r Euro. Diese Einkünfte
aus Gewerbebetrieb neben solchen aus
abhängiger Beschäftigung führen grund-
sätzlich dazu, dass zur Ermitilung des Ein-
kommens auf den letzten steuerticlr veran-
lagten Zeitraum und nicht auf die letzten

zwölf Monate vor der Geburt des l(indes
abzustellen ist (gzb Abs.3 BEEG). Das

stellen auch weder die Klägerin noch das
Landessozialgericht (LSG) Celle prinzipietl
in Frage.

Anwendung führt zu Härtefällen
Umstritten ist altein, ob aus zwingenden,
vor allem aus verfassungsrechttichen, Grün-
den in bestimmten Konstetlationen von die-
sem Ergebnis abgewichen werden muss.

ln diesem Sinne haben das Soziatgericht
(5G) Hildesheim und das LSG in Cetle ent-
schieden. Der Grund tiegt auf der Hand:
Die Ktägerin bezieht ein Gehalt in Höhe
von ca. z.7oo Euro bei Vollzeittätigl<eit,
die sie im letzten Jahr vor dem Beginn des
,!lutterschutzes fúr das zweite Kind aus-
übte. Damit ergäbe sich ein viel höheres
Elterngeld als wenn - wie es der bel<lagte

Landl<reis machte - auf das Kalenderjahr
zorz abgestellt würde: zo¡.2 hat die l(täge-
rin das voIte Gehalt nur von Juli bis Dezem-

ber erhalten; im juni zorz war es nur die
Hälfte des Betrages.

Einkünfte aus Solaranlage
Diese Schtechierstellung wäre a[[ein Fot-

ge der recht geringen Einl<ünfte aus der
Photovoltaikantage im lahr zon; das
l<önne der Gesetzgeber, nicht gewo{lt ha-

ben, meinten 5G und LSG, und haben
dem Begehren der Ktägerin auf Zahlung
von Etterngeld auf der Basis der zwischen

luli zotz und luli zor3 erzielten Einkûnfte
stattgeben. Aufdie Revision des Bel<lagten

hat das BSG die Ktage aber abgewiesen.

4 Krankenversicherung

7 Arbeitstosenversicherung

'
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Die Bundesrichter sehen die Härte für die
Ktägerin, hatten die Behörde aber nicht für
berechtigt, von der eindeutigen gesetzti-

chen Regelung abzuweichen, dass auf den

letzten abgeschlossenen Verantagungs-
zeitraum abzuste[[en ist, wenn Einl<ünfte

aus selbstständiger Tätigkeit oder aus Ge-

werbebetrieb erziett werden.

l..it:,;:2! i ¡t::
Zur Berechnung
des Elterngeldes

und des Ettern-
geld Plrrs s.

SozSich nlzot4,
S. 4to-49 und
SozSich tlzooT,
S.36 f.

Hinweis für die Praxis:

Ermittlung durch das Finanzamt
Der Sinn dieser Regetung ist klar: Die Et-

terngetdstette soll sich auf die steuerti-
chen Feststellungen der Finanzämter be-
ziehen kännen und nicht selbst unter
Anwendung steuerlicher Grundsätze das

5a5Ì ptus e/2016
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+ Editorial .

Von Walter Leiss

129

Steuerrecht
{ Vereinfachungen der Registrierkassenpflicht für Vereine und
Körperschaften öffentlichen Rechts 132
Die seit 1 . 1. 2016 geltenden Vorschriften für die Behandlung von Bareinnahmen wurden mittels
Nationalratsbeschluss vom 6. 7. 2016 entschärft.
Die im Zuge des Steuerreformgesetzes 2015116 getroffenen Verschärfungen iZm den Aufzeichnungspflich-
ten bei Barumsätzen wurden mittels Beschluss im Ministerrat am 21. 6.2016 zum Teil wieder entschärft.
Obwohl die Veröffentlichung des damit einhergehenden Bundesgesetzblatts zum Zeitpunkt des Verfassens
dieses Beitrags noch ausstand, sollen die im Natíonalrat beschlossenen Änderungen dargestellt werden.
Von Ursula StingI-Lö sch

Ð Umsatzsteuerliche Einstufung von Generalsanierungen . . . 133
Wann gilt eine Generalsanierung als ,,Neuerrichtung"?
Bei umfassenden Gebäudesanierungen stellt sich die Frage, ob diese als Neuerrichtung zu beurteilen sind
und es dadurch zum Ausschluss von der Option zur Umsatzsteuerpflicht bei nicht vorsteuerabzugsberech-
tigten Mietern kommt. Der Beitrag beleuchtet die Abgrenzungskriterien, die auch bereits im Begutachtungs-
entwurf des Salzburger Steuerdialogs 2016 dargestellt wurden.
Von Køtja Pilz

t Unmittelbare Gemeinwohlförderung durch einen ausgegl¡ederlen
Rechtsträger einer Gemeinde 137
Besprechung des VwGH-Erkenntnisses vom 10.3. 2016, 2013/1510216
Im diesem Erkenntnis beschäftigte sich der VwGH mit der Frage, ob eine steuerlich begünstigte Zweckver-
folgung eines ausgegliederten Rechtsträgers vorliegt, wenn eine Gemeinde teils hoheitliche Aufgaben auf
einen privaten, sich in fürem Eigentum befindlichen Rechtsträger auslagert und diesen dazu einsetzt, Ver-
stöße gegen Vorschriften (bspw Hundeverbot, StraßenmusilÇ Bettelei, Mür.llablagerung) der Gemeinde zur
Kenntnis zu bringen.
Von Bettina Bartos und Bernhard Renner

Steuer-Radar 140

tseitnäEe
+ Aktuelle Judikatur der Höchstgerichte zur Gemeinde als Steuergläubigerin . . . 142
Ortstaxe (Wien): Ei¡ Beherbergungsbetrieb setzt voraus, dass auch laufende Betreuungsleistungen für die
Gäste (Mieter) erbracht werden (VwGH 18. 5. 2016, 201311710609).

Gästetaxe (Vorarlberg): Vermietung eines Ferienhauses als abgabepflichtige Beherbergung (VwGH
20. 4. 2016, 20t3lt7 10589)
Kommunalsteuer: unentgeltlich gewährte Safe- und Schließfachnutzung als Sachbezug (VwGH 27. 4.2016,'
20t3ltsl02s9)
Interessentenbeitrag (Salzburg): Die Einhebung eines Ergänzungsbeitrags zu einer Vorauszahlung findet im
Gesetz keine Deckung (VwGH 18. 5.2016,20I31I710184).
Von Stefan Leo Frank

Strafrecht
* Tatort Gemeindeamt ll 145
Update zur Entwicklung des Delikts der Untreue
Der Untreuetatbestand steht seit einigen ]ahren im Mittelpunkt wirtschaftsstrafrechtlicher Diskussionen.
Doch nicht nur Manager und Organe der in den aktuellen Medienberichten kolportierten Rechtsträger,
sondern auch Bi.irgermeister, Kommunalpolitfüer und Gemeindebedienstete sind durch zunehmende Straf-
verfolgung potentiell strafrechtlich gefährdet. Mit der per 1. 1. 2016 in Kraft getretenen Strafgesetzbuchre-
form wurde der Tatbestand nun wesentlich novelliert und - zumindest in Teilbereichen - entschârft.
Von Dieter Neger
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Offentliches Recht
+ Rechtswirkungen der Aufhebung eines Flächenwidmungsplans
durch den VfGH 148
Die Kontrolle von Raumoïdnungsplänen stellt aus dem Blickwinkel der Gemeinden eine der praktisch
bedeutsamsten Kompetenzen des VfGH dar. Der Beitrag gibt einen Überblick über die aus bau- und raum-
ordnungsrechtlicher Sicht wichtigsten Rechtsfolgen der Aufhebung eines Flächenwidmungsplans durch den
VfGH.
Von Matthias Deibl

Zivilrecht
.r Klettersteige, Kletterrouten und Canyoníngtouren im Lichte des
S 1319aABGB 153
Für welche Wege besteht eine Haftung nach S 1319 a ABGB? Findet diese Haftungsnorm für den Zustand
eines Wegs Anwendung auf Klettersteige, Kletterrouten oder Canyoningtouren?
Von Philipp Rammerstorfer
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Das Forum zum Wiener Kommentar: Korruption und Untreue,
Beweisverbote, Erm ittl u ngsverfa h ren, erfolg reiche Verteid ig un g
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Ratz Lewisch KierNordmeyer

Donnerstag, 10. November 2016
Justizpalast, Schmerlingplatz 10 - 11, '1010 Wien
9.00- 16.00 Uhr

Tagungsleitung:
Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz, Präs¡dent des OGH

Vortragende:
Univ.-Prof. DDr. Peter Lewisch, Un¡vers¡tät Wien
Di. Hagen Nordmeyeri Hofrat des OGH
RA Mag. Dr Roland Kier, Soyer Kier Stuefer Rechtsanwàlte
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Reihe aus der Kanzlei Streck Mack Schwedhelm,,, Verlag Dr. Otto Schmidt,
Wir bitten unsere Leser um freundliche Beachtung.

JederAktienrechtlerhatnatLtrlichDieAktiengesellschaft(AG), dieführende
Fachzeitschrift zum Them4 abonniert.

Alles, was sie darüber hinaus für lhren Arbeitsalltag brauchen, können sie als
Abonnent jetzt einfach dazubuchen. Mit dem ModulAG online fr.lr nur24 Euro
+ MwSt. pro Monat.

sie erhalten ein erstklassiges Recherchetool, das neben der Zeitschrift auch
die gewichtigen Kommentare in digitaler Form enthält sowie die renommier-
ten Handbüch er zur AG,zu Aufsichtsrat und Vorstand und speziell zur Holding
auf der vertrauten Plattform von juris.

Einfach ausprobieren: 4 Wochen kostenlos

wie Aktienrechtler heute arbeiten: AG online

Meh r erfah ren: www.otto-schmidt.de/ag-online I U f ls"t,sRechrsportar ottoschm¡dt
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Zur Kùndigung eines Bausparvertrags durch einen Darle- 1677
hensnehmer, der nicht Verbraucher ist

Vorlage an den EuGH zur Auslegung der Richtlinie 1681
2014/59/EU, insbesondere deren Art. 43 Abs. 2 lit. b und
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nicht in einem Zug erbringen und nur Ratenzahlungen leis-
ten zu können

Erfolglose Verfassungsbeschwerde einer Syndikusrechts- 1703
anwältin gegen eine nach altem Recht erfolgte Ablehnung
ihrer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Keine Pflicht des Schiedsgerichts nach g 1047 Abs. 3 Fall 1 1,705
ZPO, die von einer Partei vorgelegten Unterlagen der an-
deren Partei zu übermitteln, wenn diese Unterlagen der an-
deren Partei. bereits bekannt sind

Zur Auslegung eines ausländischen Sclriedsspruchs durch 1.706
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getroffen hat

22.7.2076
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Hinweis

Zur Biadung einer Entscheidung des Oberlandesge-
richts úber einen abschlägig beschiedenen Antrag nach
$ 1040 Abs. 3 Satz 2 ZPO, einen Zwischenentscheid des
Schiedsgerichts au-fzuheben, mit dem dieses seine Zu-
ständigkeit bejaht hat, für ein nachfolgendes Verfahren
auf Aufhebung ($ 1059 ZPO) oder Vollstreckbarerklä-
rung ($ 1060 ZPO) des Schiedsspruchs

Kein Wegfall des Rechtsschutzbedürfnisses für einen
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Schiedsgerichts nach Erlass eines Endschiedsspruchs
(Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung); keine KIä-
rung der Frage nach der Erforderlichkeit der Du¡chfüh-
rung eines der Schiedsklage vorgeschalteten Streitbei-
legungsverfahrens im Verfahren nach $ 1040 Abs. 3
Satz2ZPO¡ zumEinfluss der Unwirksamkeit oder Been-
digung eines Vertrags auf eine in ihm enthaltene
Schiedsklausel
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RECHTSPRECHUNC

PATENTRECHT 313 OLC Dresden 3]-.5.20].6-L4L) 247/15
Vora ussetzu ngen für das Vorliegen einer Sch utzrechtsberü h mun g

- Schneckenköder
315 LC Düsseldorf 28.4.20L6-4aO90/L5

Patentverletzung bei Ausstellung auf einer Fachmesse

- Steckverbind ung (Ls.)

IN HALT

OLC München 10.3.201-6 -29 U 4077 /15
Kein öffentl iches Zugängl ich machen d urch,,An hängen" a n Amazon-Angebot

- Freizeitrucksack
LC Berlin 3]-.5.2016 - 15 O 428h5
Sch utzfä h igkeit einer Líchtbi ldkopie eines gemeinfreien Werkes

- Reproduktionsfotografie
LG München i 2.6.20i6-7 O17694/08
Nachvergütungsanspruch des Kameramanns von ,,Das Boot"

- Das Boot lll (Ls.)

AC Kassel 22.3.2016 - 410 C 4235/t5
Feh lende Rechtsverletzu ng i n Filesha ri ng-Fäl len bei ei ngeschrän kten
Nutzungsrechten des Klägers - Filesharing (Ls.)

EuGH 2!.7.20L6 - C-226/t5 P

Bind u ngswirku 11 g des EU I PO a n u na nfechtba re nationa le Entscheid u ngen

- PINK LADY/English Pink
BPatG 27.tt.ts -24W (pat) t9/!a
Ken nzeich nender Chara kter ei nes Bestandtei ls eines Hotel na mens

- ADLON BAUSERVICE/Adlon
K6 3.1L.1s -s U 29/1,4
5törerh aftu n g ei nes Betrei bers e i ner I nterneth a ndels pl attfo rm

- www.aliexpress.com
OLC München 28.4.20L6-6U L576/Ls
Verwech sl u n gsgefa h r zwisch en Drei-Streifen -Ken nzeich n u n g u nd
a bgewa ndelte r Fo rmstreifen -Ken n zeich n u n g - BioWeb-Formstreifen

DESICNREcHT 321 EuC 1-0.9.15-ï-525-L3
Prüfung der Eigenart von Ceschmacksmustern - Handtasche
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KG 1".12.Ls-sU74/1s
An s p ra c h e vo n Ki,f,te rrl bei We rb u n g f ü r I nte r n et- Fa nta sy- Ro I I e n s p ie I

- Gepanzerte Blutschwinge
OLG Diisseldorf 3.12.L5 - t-l_5 U t4O/14
Cezielte Absatzbehinderung durch falsche VeRl-Meldung
- Verifiziertes Rechtêinhaberprogramm
OLC Bamberg 22.6.201'6 - 3 U tS/J,6
Erläuternde Hinweise im lnternet zu Blickfangwerbung in printanzeige

- Sternchenhinweis mit Medienbruch
OLC Köln 29.L.201.6 - 6 U s5/15
Unterbl iebene Pfl ichta nga ben bei Werbea nzeigen fü r Ei nba uküchen

- Küchenzeilen
OLG Düsseldorf 26.t.20t6 - l-20 U 22/ts
Umstände des Testkaufs als Hinweis auf rechtsmissbräuchliche Rechts-
verfolgung - Migränemittel vom Apotheker
OLC Frankfurt a. M. 24.5.2016 - 6 U tOLh4
I nd izie n kette fü r rechtsm issbrä uch I iche Verfol gu n g von Wettbewe rbs-
verstößen - vorgeschobene Ma rktberei nigung
LC Freiburg 30.1L.l-s -t2O 46/1"s KfH
Kein Abma hnkostenersatz bei unzu län gl ich formu I iertem Abma h nsch rei ben

- Schlampige Abmahnung

LEBENSMITTELRECHT 351 OLC Celle 22.J_0.t5-t3Ut23/t4
Cesu nd heitsbezogene Aussa gen für Lebensm ittel zu r Cewichtsred uktion
- Tödliches Quartett

KARTELLREcHT 368 OLC Frankfurt a. M. 1-9.4.2016-i.i. U 96/M(Kart)
EuCH-Vorlage zur Einschränkung des Drittvertriebs im lnternet im Rahmen
eines selektiven Vertriebsystems - Luxusparfüm im lnternet

372 OLC Frankfurt a. M. 22.1-2.15-t!U B4/J_4
Prod u kts uch m a sch i nen u nd Verka ufsplattformen i m selektiven Vertrieb

- Funktionsrucksäcke

VERFAH RENSRECHT 378 OLC Düsseldorf 14.6.2016- t-20 U !O4/Ls
EuCH-Vorlage zur ausschließlichen internationalen Zuständigkeit bei Streitig-
keit ùber lnhaberschaft an ausländischem gewerblichen Schutzrecht

- knipping
380 LAC München l-0.L2.L5 - 10 Ta 337 /15
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- Erfindervergütung

KOSTEN RECHT 381 BpatG ].4.]-2.],5-26W (pat)L9h2
Rege lgegen sta ndswert fü r Widerspruchs beschwe rd eve rfa h ren

- Universum
383 OLC Hamm L.L2.1s -4W 97/t4

Streitwert bei parallelem Vorgehen gegen Cesellschaft und Ceschäftsführer

- Streitwert bei parallelem Vorgehen
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INHALT

PETER MEIER-BECK

Die Rechtsprechung des BGH in Patentsachen im iahr 20L5

KRISTINA WACNER

Streaming aus der Sicht des Endnutzers - noch Craubereich oder bereits
tiefschwarz?
HENNINC HARTWIC

,,What you see is what you get" - Erzeugnisangabe und Schutzumfang im
Cesch macksm usterrecht
HELMUT KÖHLER

Die ,,Citroën"-Entscheídung des EuCH und ihre Folgen

ANDREAS KLEIN

Begründun g von Beschl ussverfügungen?
BENNO BARNITZKE

Zwei sind einerzu viel.Zur ungerechtfertigten Kostenerstattungspflichtfür
die Mitwirkung von Patentanwälten in Kennzeichen- und Desígnstreitsachen

R E P O RT 913 H EN RIKE WEIDEN

Aktuelle Berichte - September 20L6

BUCHBESPRECHUNCEN 915 WOLFCANC BÜSCHER (Hrsg.)/OCHEN CLÖCKNER (Hrsg.)/AXELNORDEMANN

(Hrsg.)/cHRISTIAN OSTERRIETH (Hrsg.)/RUDoLF RENCIER (Hrsg.): Markt-
kommunikation zwischen geistigem Eigentum und Verbraucherschutz.
Festschrift für Karl-Hein z Fezer zum 7Q. Ceburtstag (Berlit)

9L6 DIETER STAUDER (Hrsg.)/MARCARETE SINCER (Begr.)/ROMUALD SINCER

(Begr.)/STE FAN LUC I N B Ü H L (H rsg.) : Eu ropä isches Patentü berei n kom men,

Kommentar, 7. neu bearb. Aufl. (Vrssel)

RECHTSPRECHUNC

PATENTRECHT 917 EuCH 7.7.L6-C-567114
Lizenzgebü h rza h I u ng trotz N ichtigkeit oder N ichtverletzu n g eines Patents

- Genentech/Hoechst ua (m. Anm. Mary-Rose McGuire/Natalie Ackermann,
s. ele)

92t BCH t4.6.16_XZR29/1,s
Keine Patentverletzung mit äquivalenten Mitteln bei nicht in Patentanspruch
a ufgenommener Lösu n gsvariante - Pemetrexed

RUR 9/2016 r
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954
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EUCH 2l-.4.3.6-C-s72/+4
cerichtliche Zuständigkçit bei Klagen auf zahlungdes ,,gerechten Ausgleichs"
- Austro-Mechana/Amazon
BCH t_0.3.16 -tzRL3Sh3 '

Daten ba n ksch utz fü r topografische La nd ka rte - TK SO ll

EuCH 22.6.16-C-280/I5
Begriff und u mfa ng der,,a n gemessenen Entschädigu ng" ftir Unionsma rken-
i n h a ber - Nikolajeva/Multi protect

BCH 3l-.5.1_6 -lZB39/15
Werbeaussage mit Unterscheidungskraft - OUI
BCH 3.3.16 - lZRt4O/14
Überwach u ngs- u nd Prüfpfl ichten bei Verä nderu ngen von prod u ktbesch rei-
bungen - Angebotsmanipulation bei Amazon
BCH 28.1..16 -t 2R202/t4
Anforderungen an Werktitelschutz von Smartphone-Apps - wetter.de
(m. Anm. Patrick Baronikians, S. 943)

EuGH 7.7.16-C-476/1,4
Obl igatorische Ü berfü h ru n gs koste n bei m Fa h rzeu gverka uf - Citroën
Commerce/ZtW (m. Bespr. Helmut Köh1er,5.891)
BCH 14.1,1,6-lZR65h4
Belästigende Facebook-Fun ktion für Ei nladu ngs-E-Ma i ls - Freunde finden
BCH 4.2.16-tZRL81,/L4
Angabe der Energieeffizienzklasse eines Elektrogeräts in I nternetshop
- Energieeffizienzklasse
BCH 2s.2.1_6 -tZR238/14
Unzulässige Mehrwertdienstenummer in lmpressum einer gewerblichen
We bseite - Mehrwertdienstenummer
BCH 3.3.1_6 * tZRlt}/Ls
I rreführende Werbu ng mit nicht meh r bestehender Herstel lerpreisempfeh-
lung - Herstellerpreisempfehlung bei Amazon
BCH 23.6.16-tZR24t/L4
Vermeidung von Wertungswidersprüchen zum Markenrecht bei Anwendung
la uterkeitsrechtlicher Vorsch riften - Baumann ll

LEBENSMTTTELRECHT 97O BCH 2.6.L6-tZR268/L4
EuCH-Vorlage zu r Verwend u ng einer gesch ützten Urspru ngskennzeichn u ng
für Tiefkühlprodukt - Champagner Sorbet

xvr

Aus dem lnhalt der GRUR-Familiegl2OL6

GRUR-Aktuell

Leitsatzübersicht

lmpressum

V

vl

xlil

IV GRUR 9/201_6
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Akad. Rat a.Z.Dr. Franz Hofmann, LL.M.,
München
Der maßgeschneiderte Preis . Dynamische
und individuelle Preise aus lauterkeits-
rechtlicher Sicht . .

RA Mag. Dr. Lothar Wiltschek und RAin
Dr. Katharina Majchrzak, Wien
Wettbewerbs- und Markenrecht in österreich

Dr. Hermann Dück, Siegen
Himalaya SaIz - Geographische Herkunfts-
angaben nach der Anerkennung als Kenn-
zeichenrechte aufdem Gipfel? .

RA Dr. Alexander R. Klett, LL.M., München
und RAin Dr. Anette Gärtner, LL.M.,
Frankfurt a. M./München
Alles eitel Sonnenschein? Zum Werktitelschutz
für Internet-Domainnamen und Smarlphone.Apps

RecurspREcxut¡o

EuGiì
Citroën Commerce/ZLW
RL ge/ó/EG Art. t, Att. Z t¡t. a, Aft. 3;
RL 2005/29/EG Art. 2, Aft.5, At-t. 5, Att. Z;
PAngVglAbs.lS.tFatt2
EuGH, Urteil vom07.07.2016 - C-476/14
Kommentar von Sebastian Jacob . .

BGH

Energieeffizienzklasse
UWG g 3a; VO (EU) Nr. I 062/20t 0 Atf. 4 Buchst. c
BGH, Urteil vom 04.02.2016 - IZRIBl/14 . ... ...
Herstellerpreisempfehlung bei Amazon
UWG g 5 Abs. I S. I und 2 Nr. 2, g B Abs.4
BGH, Urteil vom 03.03.2016 - IZRt10/15 . ..... .

Angebotsmanipulation bei Amazon
MarkenGgl4Abs.S
BGH, Urteil vom 03.03.2016 - IZR140/14. ..... .

out
MarkenG g B Abs.2 Nr. l, S 50 Abs. I und 2
BGH, Beschluss vom 31.05.2016 - I ZB 39/15 . . ..
TK50il
UrhG g 87a Abs. I S. I
BGH, Urteil vom 10.03.2016 - IZRI3B/13 . ... ...
An Evening with Marlene Dietrich
UrhG g 78 Abs. I Nr. t, g t25 Abs. S; TRtpS Art.3
Abs. 1 S. 2; WPPT Art.4 Abs. t; Rom-Abk Att. 2,
4, 7, l9; ZPO g 32
BGH, Urteil vom 27.04.207ó - I ZR 43/14 .. .. ... .

Unterhaltu ngselektronik
Abs. 1 bis 3, S 54 Abs. l, g 54a Abs.4,

Abs. 1; UrhWG g 1 6 Abs.4 S. 3
BGH, Urteil vom 19.1 1.201 5 - I ZR tS1/13

Armbanduhr
DesignG g 38 Abs. 2 5.1
BGH, Urteil vom 28.01.2016 - IZR40/14 .

Deltamethrin ll
ZPO $ 315 Abs. t, g 547 Nr.6, g 2s7;
BGB S 252 5.2
BGH, Urteil vom 21.01.2016 - IZR90/14 .

OLG Bamberg
Verweis auf lnternetseite für Ein-
schränkungen einer Blickfang-Werbung
in Printmedium nicht ausreichend
UWG 2008 S 4 Nr.4; UWG g 5a Abs.2, 4 und 5;
TMG g ó Abs. I Nr.3; RL 2005/29/EG Att. 7 Abs. s
OLG Bamberg, Urteil vom 22.06.2016 -
3U 18/t6

Großhandelsrabatte für Apotheker
UWG 2008 S 4 Nr. t t; UWG g 3a; AMG g zB;
AMPreisV g 2
OLG Bamberg, Urteil vom 29.06.2016 -
3U 2t6/15

OLG Köln
Küchenzeilen
UWG g 5a Abs.3
OLG Köln, Urteil vom 03.02.2016 - 6 U ES/ tS . . . . . .

Kostenloser Lasik Quíck-Check
HWG SS I Abs. I Nr. 2, 7 Abs. 1 S. I Nr.3
OLG Köln, Urteii vom 20.A5.2016 - 6 U l5S/15 . . ...
The Walking Dead
UrhG g t1l Abs.9
OLG Köln, Beschluss vom20.04.2016 - 6W g7/16..

OLG Frankfurt a. M.
lrreführung durch Spitzenstellungs-
behauptung gegenüber Fachkreisen
UWGSs
OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 17.03.201ó -
<fI 1^trJ18u v \rJ/ lJ ,,,..

OLG München
1 Glas geschenkt!
HWG g 7 Abs. 1 S. t, Nr. 2 tit. a; UWG gg J, 3a, j
Abs. I S. 2 Nr. 2, Anh. zu g 3 Abs.3 Nr. 2l
OLG München, Urteil vom 16.06.2016 -
6U 4300/15

OLG Zweibrücken
Mehr zum Artikel
UWG 2008 g 4 Nr.1 1; EnVKV g 6a; uKtaG g 4
OLG Zweibnicken, Urteil vom21.06.2016 -
4U 111/15

LG Cottbus
Bilanzierte Diät
UWG 59 3a, 5, 5a; DiätVO S 14; LM\V Ar-t.7;
HCVO Att. 6, 13
LG Cottbus, Urteil vom 19.05.2016 - ll A76/15 .

LG Düsseldorf
Kosten der SIM-Karte
UWG g B Abs. 1 , Abs. 3 Nr. 2, 3, g 5 Abs. I Nr. 2,
$ 5a, g 12 Abs. l 5.2
LG Düsseldorf, Urteil vom 13.05.201ó -
38 O 120/15

Prof. Dr. Peter W. Heermann, LL,M., Bayreuth
Handein Sportverbände bei der Aufstellung und
Durchsetzung von Statuten zur Organisation des
Sports als Unternehmen im Sinne des Kartell-
rechts?

Prof. Dr. Jan Eichelberger, LL.M., Hannover
Rechtsprechungsreport Urheberrecht 201 S (Teil 2)

Prof. Dr. Christoph G. Paulus, LL.M., Berlin
Unternehmensrestrukturierung und Wettbewerb
- Das Europäische Recht auf der Suche nach der
richtigen Balance
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f lnhalt

Wirtschaftsrecht

Die Woche im Blick

Entscheidungen
8GH: 5chadensersatzanspruch nach Preismanipulation des Verkäu-
fers bei eBay-Auktion (,,Shill Bidding,,) (24.8,2016 - Vllt ZR 1 00/t 5)
BGH: Rechtsberatung durch Entwicklungsingenieur
(31.3.2016- tZR 8B/1s)
BGH: Übertragung einer Fondsbeteiligun g(16.6.2016 -lZB 5Bl1S)
OLG München: Gebühr für die Eintragung der Änderung der
inländischen Geschäftsanschrift einer GmbH ohne Sitzverlegung
(9.8.201 6 - 31 Wx 'l 8B/16)
[G Düsseldorf: Abgas-Manipulationssoftware - keine Rück-
zahlung des Kaufpreises (23.8.2016 - 6 O 413115)

Verwaltung
EU-Kommission: EU-Regeln zum Zahlungsverzug greifen

Gesetzgebung
BMJV: RefE eines Gesetzes zur Neuordnung der Aufbewahrung
von Notariatsunterlagen

Aufsatz

Sebastian Schnit-¿ler, LL.M., RA

Wettbewerbsrechtliche Compliance -
vergaberechtliche Selbstreinigung als
Gegenmaßnahme zum Kartellverstoß
Unternehmen, die nachweislich einen Kartellverstoß begangen ha-
ben. droht regelmäßig ein Ausschluss vom Vergabeverfahren oder
eine längerfristige Vergabesperre. Sofern ein Großteil des Umsatzes
mit der öffentlichen Hand generiert wird, kommt als wirtschaftlich
gebotene Reaktion nur die vergaberechtliche Selbstreinigung in Be-
tracht. DieAnfordêrungen an eine Selbstreinigung wurden im Wege
der jüngsten Vergaberechtsreform erstmals legislativ ausgestaltet.
Der Beitrag setzt sich zunächst mit den drohenden vergaberechtli-
chen ,,Sanktionen" auseinander, ehe die Anforderungen an ejne
wirksame Selbstreinigung dargestellt werden. Abschließend wird
herausgearbeitet, welche Fallstricke be¡ der überführung in ein ge-
samtstrategisches Verteidigungskonzept beachtet werden sollten.

Fnf <rhci¿ll ¡naan

BGH: Abfindungsanspruch des ausgeschiedenen GbR-Gesellschaf-
ters richtet sich vollständig gegen die Gesellschaft
{12.7.2016 - ll7R74/14 - da J BB-Kommentar von
Prof. Dr. Olaf Müller-Mirhaels)

BGH: Ratenzahlungsangebot - kein zwingendes lndiz für
Za hlungseinstellung
(14.7 .2016 - IXZR 188/1s)

BGH: Anrechnungsabrede über künft igen Ausgleichsanspruch
in Handelsvertretervertra g
(14.7.2016 -VllZR297/15 - dazu BB-Kommenrar von
Oliver Korte, RA/FAHaGesR)

OLG München: Auslegung eines Transportrahmenvertrages
im Hinblick auf ein Exklusivitätsrecht
(14.1.2016 - 23 U 4433/14 - dazu BB-Kommentar von
Dr. PatrickAyad, MJur. lOxford], RA)

Neuerscheinung Buch
Eschenfelder, VUinschaftsprüferhaftung
Praxisnahe Übersicht über Haftungsnormen und -grundlagen

September 201 6 , ca, 250 Seiten, Kt., € 84,-
ISBN: 978-3-8005 -2095-4 / lnfos unter: www.shop.ruwde

Steueruecht

2113 Die Woche inn Blick

Entscheidungen
BFH: 5 50d Abs. B EStG 2002 (i.d.F. des StAndG 2003) und zeitlich
nachfolgendes DBA - Von der BRD gezahlte Vergütungen für nicht-
selbständige Tät¡gkeit im Dienst der OSZE als Einnahmen gem.
519 EStG (2s.s.2016- lR64/13)
BFH: Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer bei Grund-
stücksschenkung unter einer Autlage (12.7.2016 - ll R 57 /14)
BFH: Steuerfreie Leistungen eines Erziehungsbeistands
(22.6.2016 -V R4611s)

FG Niedersachsen: Steuerliche Anerkennung eines Treuhandver-
hältnisses (20.1 0.201 5 - 8 K3941 1 4)

FG Baden-Württemberg: Doppelte Haushaltsführung innerhalb
einer Großstadt (16.6.2016 - 1 K3229/14)
FG Niedersachsen: Betriebsausgabenabzug eines Freiberuflers
(25.1.2016-3 K38/15 und3 K39115)
FG Dässeldorf: Listen preis (23.1 0.20 1 5 - 1 4 K 2436 / 1 4 E,G,U)

2115

Aufsätze

Prof. Dr. Dietmar Wellisch und Tobias Kutzner, M.Sc.

Die Erdienbarke¡t von Pensionszusagen an
Gesellschafter-Geschäftsführer - Grundlagen
und prakt¡sche Auswirkungen
Die Erdienbarkeit ist ein zentrales Kriterium der körperschaftsteuer-
lichen Anerkennung von Pensionszusagen an Gesellschafter.Ge-
schäftsführer. Aus der Vielzahl der Urteile des BFH zu dieser Thema-
tik lässt sich für Rechtsanwender und deren Berater erahnen. wie
genau die Finanzverwaltung die Einhaltung der Erdienbarkeit prüft
und wie häufig es in der Folge zu Rechtsstreitigkeiten kommen
kann. Der Beitrag will das Konzept der Erdienbarkeit von Pensions-
zusagen an Gesellschafter-Geschäftsführer darstellen und mit Hilfe
von Beispielfällen aus der Unternehmenspraxis veranschaulichen.

2122

212s

2127

2130

Dipl.-Finw (FH) Christiane Dürr

Die Anzeigepflicht nach 5 138 Abs. 2 AO
bei Auslandsbeteiligungen
ln 5 138 Abs.2 AO sind diverse Anzeigepflichten im Zusammen-
hang mit Auslandsbeteiligungen zur rechtzeitigen Erfassung und
Überwachung grenzüberschreitender Sachverhalte normiert. ln
der Praxis werden diese Anzeigepflichten allerdings oftmals ver-
nachlässigt bzw. aus Unkenntnis nicht eingehalten. Durch die Affä-
re um die sog. ,,Panama-Papers" stehen d¡e M¡tteilungen zur steu-
erlichen Erfassung von Auslandsbeteiligungen nach 5 138 Abs.2
AO nun jedoch wieder im Fokus der Finanzverwaltung. ln einer
Pressemitteilung vom 3.6.2016 äußerte das Bundesministerium der
Finanzen die Absicht, die Anzeigepflichten zu erweitern und das
bei Verstößen drohende Bußgeld drastisch zu erhöhen. Der Beitrag
möchte zunächst einen Überblick verschaffen, wer zur Mitteilung
nach 5 138 Abs. 2 AO verpflichtet ist, die Folgen der Anzeige bzw.
Nicht-Anzeige vorstellen und abschließend die geplanten Ande-
rungen kritisch beleuchten.

Entscheidung

BFH: Vorsteuerabzug einer geschäftsleitenden Holding - Organ-
schaft: GmbH & Co. KG als juristische Person i.S. des 5 2 Abs.2
Nr. 2 S. 1 UStG - Keine Anrufung des Großen Senats des BFH
(1.6.2016 - Xl R 17 /11 - dazu BB-Kommentar von
Dipl. oec. Robert Prätzler, StB, und Dipl.-Finw. [FH] Jürgen Stuber, RA)
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Bilanzrecht und Betriebswirtschaft Arbeitsrecht

21s3 Die Woche im BlickDie Woche im Blick

Rechnungslegung
IASB: Erläuterung zur XBRL-Rechnungslegungspraxis

Wirtschaftsprüfung
APAS: Gemeinsame lnspektionen auch nach Umsetzung der EU-

Reform zur Abschlussprüfung
APAS: Fachbeirat bestellt
IDW: Stellungnahme zur geplanten Änderung der PBV und der
KHBV

Betriebswirtschaft
EYzZahl der Umsatz- und Gewinnwarnungen steigt im ersten Halb-
jahr auf Refordhoch
BDI/DB/IfM: Jeder dritte Euro in den großen Familienunternehmen
wird durch Export verd¡ent '

BDI/Kienbaum: lmmer mehr Frauen in Führungspositlonen

Aufsätze

Prof. Dr. Annette G. Köhler und
Prof. Dr. Nicole V.5. Ratzinger-Sakel

Aktuelle Entwicklungen auf dem WP-Markt
in Deutschland: Umsätze und Mandate der
WP-Praxen nach Transparenzberichten

Wirtschaftsprüfer und Wir-tschaftsprüferpraxen, die gesetzlich vor-
geschriebene Abschlussprüfungen bei Unternehmen von öffentli-
chem lnteresse i.5.d.5 319a HGB durchführen, haben gem.5 55c

WPO a. F. jährlich einen Transparenzbericht zu veröffentlichen. Die

Transparenzberichte des Kalenderjahrs 2015 mussten bis zum
Ablauf des ersten Quartals 2016 im lnternet veröffentlicht bzw. bei

der Wirtschaftsprüferkammer (WPK) hinterlegt werden. Die WPK

hat dementsprechend auf ihrer Homepage eine Übersicht dieser

Berichte zusammengestellt. ln Fortsetzung von Köhler/Raainger-
Sakel, BB 40/2010,V1f.,8832/2011, Vlf., BB 39/2012, Vlf., BB 2013,

2159ff.,88 2014,2155ff. sowie BB 2015, 2155ff. zeigen die Auto-
r¡nnen unter Verwendung der Transparenzberichte der Jahre 20'l 4

und 2015 aktuelle Entwicklungen auf dem WP-Markt auf.

Dipl.-l{fm. Dr. Mareo Meyer- WP/SIB

2015 Agenda Consultation -
zum Stand der Diskussion

Der IASB hat im August 2015 die zweite Agenda Consultation zur
Bestimmung der Schwerpunkte seines nächsten Arbeitspro-
gramms (2017-2021) initi¡ert. Mit den endgült¡gen Ergebnissen ist

wohl frühestens im Oktober zu rechnen. Dennoch hat der IASB auf
der Grundlage des erlangten Feedback bereits einen Entwurf
seines künftigen Arbeitsprogramms veröffentlicht. Der Beitrag gibt
einen Überblick über den derzeitigen Stand der Diskussion.

Entscheidung

FG Münster: Keine Rücklage für Ersatzbeschaffung von GmbH-

Anteilen
(23.6.2016 - 2 K37 62/12 G,t - dazu BB-Kommentar von

Dr. Florian Kleinmanns, 5tB/RA/FASIR)

Neuerscheinung Buch
Wüstemann/Koch, Wirtschaftsprüfung case by case

Lösungen nach HGB m¡t Hinweisen auf l5A und US-GAAS

4. Auflage 2016, 260 Seiten, Kt., € 38,90

ISBN: 978-3-8005-5041-8 / lnfos unter: www.shop.ruw.de

Entscheidungen
BAG: Betriebsrentenanwartschaft -
Leistungszusage (30.8.201 6 -3 AZR 228/15)

BAG: Verzinsung eines Versorgungskapitals

(30.8.20 1 6 -3 AZR 27 2/ 1 5')

BAG: Betriebsübergang bei Rettungsdiensten

(2s.8.2016 - 8 AZR53/15)

BAG: Ausschlussfristen und Mindestentgelt

Q4.8.2016 - 5 A7R703/15)

Aufsätze

Prof. Dr. Gregor Thüsing, LL.M. (Harvard)

Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung
im Beschäftigungsverhältnis: Mehr Mut zur
Rechtssicherheit!

Der Referentenentwurf des Gesetzes zur Anpassung des Daten-

schutzrechts an die Datenschutz-Grundverordnung und zur U'mset-

zung der Richtlinie (EU) 2016/680 geht in die Ressorta.bstimmung.

Ein erster Blick zeigt: Handwerklich ist er gut gemacht. zahlreiche

Anregungen aus Politilç Praxis und Wissenschaft sind aufgenom-

men worden. Man bemüht sich um Rechtssicherheit und Präzision

- was u.a. dazu führt, dass die Begriffsbestimmungen des aktuel-

len 5 3 BDSG nun auf 29 Absätze erweitert wurden. Doch was gut

ist, das kann noch besser werden. Mehr Mut zur Rechtsicherhe¡t ist
gefragt. Auch wenn damit pol¡tisch umstrittene Fragen eindeutig

entschieden werden mùssen. Das ist besser als ein Konsens, dem

alle zustimmen, weil jeder etwas anderes darunter versteht.

Theodor B. Gsch, RA, und Philipp A. tämpe, RA

Sicherun g ger¡chtl¡cher Betriebsrentenan passungs-

entscheidungen und der Einstandspflicht des
Arbeitgebers durch den PSV?

ln seiner Entscheidung hat das Gericht den Pensions-Sicherungs-

Verein WaG (PSV) über die unstreitig von ihm zu sichernde Alters-

versorgung hlnaus zu zusätzlichen Zahlungen sowohl hinsichtlich

der monatlichen Firmenrente als auch des Weihnachtsgeldes für
Pensionäre verurteilt. lm Ergebnis ist das Gericht der Auffassung,

dass der Beklagte sowohl für die innerhalb von zwei Jahren vor der

lnsolvenz des Arbeitgebers durch rechtskräftigès Urteil erfolgte An-
passung der Betriebsrente für frühere - außerhalb der zwei Jahre

liegenden - Anpassungstermine als auch hinsichtlich der Ein-

standspflicht nach 5 1 Abs. 1 5.3 BetrAVG wegen herabgesetzter

Pensionskassenleistungen zur lnsolvenzsicherung verpfl ichtet ist.

Die Erste Seite
Prof. D¿ Tido Park RA/FASIrafR/FAStR

Whistleblower: Hinweisgebersystem der BaFin

lmprcssum/\lorschau

Entscheidungen

BAG: Betr¡ebsbedingte Kündigung - einheitlich geplanter Perso- 2169

nalabbau in mehreren,,Wellen"/Stufen
(17 .3.2016 - 2 AZR 182/1s)

BAG:MitbestimmungbeimbetrieblichenEingliederungsmanage- 2173

ment
(22.3.2016 - 1 ABR 14/14 - dazu BB-Kommentar von

Dr. Christian Ley, RA/FAArbR)

2155

2158

2160
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BETRIEBSWIRTSCHAFT

AUFSATZ
Abschlussprüfung

EU-Verordnung zur Abschlussprüfung und
Absch I ussprüfun gsreform gesetz (AReG)

Prof. Dr. Martin Schmidt, Berlin
ln dem Beitrag wird anhand einer Befragung von Aufsichts-
rats- und Prüfungsausschussvorsitzenden von börsenno-
tierten Unternehmen untersucht, wie von der Abschlussprü-
fungsreform betroffene Unternehmen die Umsetzung der
Maßnahmen planen und welche Vorarbeiten sie bereits ge-
troffen haben.

D81211112 5.1945

KURZNACHRICHTEN I NTERNATIOT{AtE
RECHNUNGSLEGUNG

DB1211971 s.1951

STEUERRECHT

www.der-betrieb.de

KOMPAKT
Abgabenordnung
Sammelauskunftsersuchen an Presseunternehmen

RiBFH Prof. Dr. Matthias Loose, Mtinchen

D81214246

I nvestmentsteuergesetz

BMF zur Berücksichtigung negativer Aktiengewinne
nach 5 40a KAGG und 5 8b Abs. 3 KStG infolge der
STEKO-RechtsPrechung
StBIFBIStR Patrick Faller, M.l.Tax / Vicky Þackweiler,

München sowie EschbornlFrankfurt

v81212s68

VERWATTUNGSANWE¡SUNGEN
B¡lanzsteuerrecht

Übertragung eines Mitunternehmeranteils auf eine
gemeinnützige Körperschaft
OFD Frankfurt/M", Verfügun g vom 27.07 "2016
nBl2't4407 s,1966

s.x964

s. 1965

AUFSATZ
Einkommensteuer

Die ermäßigte Besteuerung von Entlassungsent-
schädigungen
RiBFll Dr. Stephan Gese¡ich, München
Sind in dem zu versteuernden Einkommen außerordentliche
Einkünfte enthalten, ist nach der sog. Fünftelregelung die
darauf entfallende ESt nach elnem ermäßigten Steuersatz zu
bemessen. Als außerordentliche Einkünfte kommen u.a. Ent-
schädigungen in Betracht, die als Ersatz für entgangene oder
entgehende Einnahmen gewährt werden, wozu insb. Entlas-
sungsentschädigungen (Abfi ndungen) anlässlich der vorzeiti-
gen Auflösung eines Arbeitsverhältnisses zählen können. Es

wird dargestellt, welche Voraussetzungen hierfür erfüllt sein
müssen.

D81212054

Umsatzsleuer
Vorsteuerabzug einer geschäftsleitenden Holding
unci Organschaft mit einer GmbH & Co. KG als
Organgesellschaft
R|BFH D¿ Gerhard Michel, München
ln der Entscheidung vom 01.06.2016 hat der BFH erneut zum
Vorsteuerabzug einer Führungsholding und den Vorausset-
zungen einer Organschaft Stellung genommen. Es werden die
entscheidungstragenden Gründe und die Konsequenzen z.B.
hlnslchtlich der Voraussetzungen für die umsatzsteuerliche
Organschaft aufgezeigt, sowie Hinweise zu den unterschiedli-
chen Auffassungen der Ust-Senate des BFH gegeben.

D8121 ',¡ 182

I nternationales 5teuerrecht
Zwei-Stufen-Konzept bei der Ermittlung angemes-
sener Zinssätze im Rahmen von grenzüberschreiten-
den konzern internen Finanzierun gen
Dipl.-Kfm. Dr. Stefan Greil, LL"M., Berlin /
Prof. Dr. Dirk Schilling, Worms
Erläutert wird das jüngst in der Literatur vorgestellte Zwei-
Stufen-Konzept, mit dessen Hilfe die Ermittlung sowie Ange-
messenheitsprüfung von Zinsen im Rahmen von grenzüber-
schreitenden Konzernfi nanzierungen erfolgen kann.

DBT21 0500

Einkommensteuer

Aufteilung eines einheitlichen Sozialversicherungs-
beitrags (Globalbeitrag) bei Vorsorgeaufwendungen
BMF, Schreiben vom 22.08.2016

Dß1214404

Einkommensteuer

Verso rg u n gsl eistu n g e n i. Z. m. e i n er g leiten de n

Ubergabe von Privatvermögen
OFD NRW Kurzinfo ESt Nr. 14/2t16 vom 21.07.2016

D81211713

Umsatzsteuer

Behandlung von Mitgliedsbeiträgen an Bus¡ness-
clubs
OFD FrankfurtlM., Verfügung vom 2'1.07.2016

o81214406

EI{TSCHEIDUNGEN
Einkommensteuer

Abzug von Swapkosten als nachträgliche
Beteiligungsaufwendun gen

BFH, Urteil vom 07.06.2016 - V¡ll R 32113

D812144ö7

Einkommensteuer/Abgabenordnung
Masseschuld bei Beteiligung an PersGes. nach
Eröffnung des lnsolvenzverfahrens
BFH, Urteil vom 01.06.2016 -XR26114
D81214466

Abgabenordnung
Dauer der Ablaufhemmung von Steuerfest-
setzungsfristen im Falle von Außenprüfungen
BVerfG, Beschluss vom 21.O7,2Aß - 1 BvR 3092/15

Ð81214481
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WIRTSCHAFTSRECHT

AUFSATZ
Corporate Governance

Corporate Resilience Management: Rechtsrahmen
für Geschäftsleiterhandeln
RAIFAStR Prof. Dr. Christoph H.Seibt, LL.M. {Yale},
Hamburg
Die derzeitigen herausfordernden Rahmenbedingungen für
Unternehmen werden gemeinhin mit den vier Leitbegriffen
Volatility, Uncertainty, Complexity und Ambiguity (VUCA) be-
schrieben. ln Reaktion aufdiese Analyse empfehlen anerkann-
te Strategieberater eine verånderte Unternehmensstrateg¡e,
die auf die 5tärkung der Agilität der Unternehmensführung
sowie die Robustheit und Widerstandsfähigkeit des Unterneh-
mens gerichtet ist, und zwar sowohl durch strukturelle Verän-
derungen der Unternehmensorganisation als auch die Einfüh-
rung bestimmter Best Practices der Unternehmensführung.
Dieses Trendkonzept eines Corporate Resilience Management
analysiert der Beitrag als eine mögliche Ausprägung, um die
Rechtspflicht der Bestandssicherung und nachhaltigen Ren-
tabilität bzw Wertschöpfung des Unternehmens zu erfüllen.
lm Ergebnis zeigt der Beitrag auf, dass der Geschäftsleitung
ein haftungsprivileg¡erter, außerordentlich weiter Ermessens-
spielraum bei der Definition der Unternehmensstrategie und
ihrer Umsetzung zukommt, allerdings muss der Strategieent-
wicklungsprozess auf der Basis angemessener lnformationen
(auch der VUCA-Rahmenbedingungen) erfolgen, konsistent
ausgestaltet und im Ergebnis kaufmännisch vertretbar sein.

DB1 21 251 3

KOMPAKT
Personen gesellschaftsrecht

GmbH & Co. KG: Wirksamkeit wechselseitiger
Bewilligung von Tätigkeitsvergütungen durch
die Geschäftsführer der Komplementär-GmbH
RA Ronald Meißner / RA Timo Steffes-Holländer, Köln

D8121 1430

ENTSCHEIDUNGEN
Personen gesellschaftsrecht

Zum Abfindungsanspruch e¡nes aus einer GbR
aussesehiedenen Gesellschafters
BGH, Urteil vom 12.07.2016 - llZF,74l14
DfJ'r214279

Unterneh mensk¿uf

Aufklärun gspfl ichtverletzung und Wissenzurech-
nung beim Unternehmenskauf
OLG Düsseldorl Urteil vom 16.06.2016 - l-6 U20Í15
Ð81214434

lnhaltsverzeichnis

ARBE¡TSRECHT

AUFSATZ
Kündig u ngsrecht/Arbeitsvertraç]srecht/soziålversicherunq
Arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Aspekte
bei Aufhebungsverträgen
RA/FAArbR Jörn Kuhn / RAin Jamilia Becker, beide Köln
Wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis
einvernehmlich beenden möchten, bemüht man schnell den
Aufhebungsvertrag. Dabei stehen sich aufseiten des Arbeit-
gebers das lnteresse an einer kostengünstigen und weit-
gehend risikofreien Vereinbarung und aufseiten des Arbeit-
nehmers das Bedürfnis an einer sozialversicherungsrechtlich
geeigneten Lösung gegenüber. Es wird ein Überblick über
die arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Aspekte
beim Abschluss des Vertrags gegeben, wobei hinsichtlich
des Vertragsinhalts typische Regelungsbereiche dargestellt
werden. Einen Schwerpunkt bilden dabei praktische Fall-
gestaltungen gemäß der Geschäftsanweisungen der Agen-
tur für Arbeit und anhand der sozialgerichtlichen Recht-
sprechung.

DB1 21 001 I s.1994

ï, ir T
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a

s.1978

KOMPAKT
Befristu ngsrecht

Befristungskontrolle einzelner Arbeitsbedingungen
RAin/FAinArbR Doreen Methfessel / RA Peter lilleck,

beide Düsseldorf

D8121 0031

Arbeitsvertragsrecht/Europarecht
Allgemeines Kopftuchverbot zulässig?
RAinlFAinArbR Sandra Sfi nis, Hamburg

08121{}587

EÍTITSCHEIDUNGEN

Betriebsverfassun gsrecht

Keine Mitbestimmung des Betriebsrats
bei ausschließlich fi.ir externe Teilnehmer
durchgeführten Maßnahmen
BAG, Beschluss vom 2ó,04.2016 - t ABR 21114

ut tltu)ut

Betriebliche Altersversorgung

Rückdeckungsversicherung kein mittelbarer Durch-
führungsweg der betrieblichen Altersversorgung
BAG, Urteil vom 19.05.2016 -3 AZR766{14

DB1 210141

Betriebliche Altersversorgung

Wirksames Verlangen des Arbeitgebers nach der
versicherungsförmigen Lösung nur ¡m Zusammen-
hang mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses
8AG, Urteil vom 19.û5.2016 -3 AZg794l14

0812'|2424
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Wirtschaftsrecht

Die Woche im Blick

Entscheidungen
BGH: Abfìndungsanspruch des aus einer GbR Ausgeschiedenen
(12.7 .201 6 - ll ZR 7 4 / 1 4)

8GH: Klage auf Rückzahlung griechischer Staatsanleihen -
Deckungsschutz in der Rechtschutzversicherung
(20.7 .2016 - lv zR24s/15)
BGH: Pflichten des Versicherungsmaklers zur Aufklärung und Bera-

tung (1 0.3.201 6 - I ZR 147 /1 4)

BGH: Festseuung der Vergütung des vorläufigen Sachwalters
(21.7 . 201 6 - tX ZB 7 0 / 1 4)

OIG Koblenz: Krindbarkeit von Bausparverträgen durch Bauspar-

kassen (29.7.201 6 - 8 U 11 /16)
OLG Karlsruhe: Handelsrechtliche Mängelrüge beim Strecken-

geschäft (19.7.2016 - 12U 31/16)
OLG Frankfurt a.M.: Anforderungen an die Einwilligungserklä-
rung inTelefon- und E-Mail-Werbung (28.7.2016 -6U93/15)

Verwaltung,
BaFin: lnsolvenzrechtliche Einordnung von Verbindlichkeiten

Aufsätze

Michael Jakobs, LL.M. oec., RA, und Dr. Sven-Markus Thiel, RA

Managementerklärungen bei Unternehmenskäufen -
Risiken und Absicherung aus Sicht der
Geschäftsführung

Bei Unternehmenskäufen sollen Erklärungen des Managements
dazu dienen, eine möglichst verlässliche Tatsachengrundlage zu

schaffen und die Risikoeinschätzung sowohl auf Erwerber- als auch

aufVeräußererseite zu verbessern. Auch wenn primärer Zweck des

Management Letters damit regelmäßig nicht die Schaffung einer
zusätzlichen Haftungsmasse ¡st, ze¡gt die Praxis, dass ein Manager
mit der Abgabe entsprechender Erklärungen - durchaus erheb-
liche - Haftungsrisiken eingehen kann. lm Beltrag wird deshalb er-

örtert, welche Risiken für einen Manager aus der Abgabe derartiger
Erklärungen resultieren können und welche Möglichkeiten der Risi-

kobegrenzung es gibt.

Dr. Thomas Mühl, RA

lnternal lnvestigations; d¡e ersten 72 Stunden
nach dem ,,Knall"
Tiotz oder gerade wegen der Einführung von modernen Compli-
ance-Management-Systemen sind lnternal lnvestigations aus dem
Leben deutscher Unternehmen mittlerweile nicht mehr wegzuden-
ken. Auch in den letzten drei Jahren wurden viele Fälle öffentlich,
bei denen betriebsinterne Untersuchungen eingeleitet und durch-
geführt wurden, um oft anonymen Hinweisen aufschwerwiegende
Compliance-Verstöße und strafbares Verhalten im Unternehmen
nachzugehen. Dass eine Pflicht zur Aufklärung solcher Hinweise

besteht, entspricht heutzutage einem weitgehenden Konsens.

Doch welche konkreten Maßnahmen und Schritte haben Ge-

schäftsführer, Vorstände, Aufsichtsräte und Compliance Officer in-

nerhalb von 72 Stunden einzuleiten, nachdem ein Hinweis bei-
spielsweise auf das Führen schwarzer Kassen, auf Korruptionszah-
lungen, auf die unberechtigte Weitergabe von Kundendaten, auf
Kartellabsprachen oder auf Manipulationen von Börsenkursen und

Publikumswahlen eingegangen ist?

Entscheidung

BGH: Das Überschreiten der Standzeit von zwölf Monaten ist

bei Gebrauchtwagen nicht generell ein Sachmangel
(29.6.2016 -VlllZR 191/15 - dazu BB-Kommentar von

Kerst¡n Oesterreich, RAin)

5tðüerrecht
'¡i

Die Woche im Blick

Entscheidungen
FH: EuGH-VorlaEe zu den Auswirkungen von Abschlägen, die ein

pharmazeutischer Unternehmer gemäß 5 1 AMRabG gewährt, auf
die umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage für die von ihm

ausgeführten Lieferungen (22.6.2016 - V R 42/15)

BFH: Einkommensteuer als Masseverbindlichkeit nach Eröffnung

der lnsolvenz (9.12.201 4 - X R 12/ 12)

Verwaltung
BMF: Änderungen der Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-

fängers (5 13b USIG) durch das Steueränderungsgesetz 2015
(1 0.8.201 6 - ilt C 3 - 57 279 /16/ 10001)

OFD Frankfurt a.M.: Zuschtisse zu Mahlzeiten ohne Essensmar-

ken (1 1.7.2016 - S 23344 - 30 - St 21 1)

Aufsätze

Dr. jur. Hartmut Klein, RA/SIB

Die vertane Chance im sog.,,Cum/Ex-Verfahren" -
Nachschau des Hessischen FG-Urteils vom 12.2.2016 -
4K1684114
Stre¡tgegenstand des Verfahrens 4 K 1684/14 des Hessischen FG

waren außerbörsliche Aktiengeschäfte (OTC-Geschäfte) der DEKA-

Bank mit börsennotierten Aktien vor dem Dividendenstichtag, die

cum Dividende abgeschlossen wurden, bei denen die Belieferung
jedoch abweichend von der vertragl¡chen Vereinbarung erst nach

dem Dividendenstichtag mit Aktien ex Dividende erfolgte. Die Be-

teiligten streiten über die gesonderte Feststellung anrechenbarer

Kapitalertragsteuer und Solidaritãtszuschlag auf Ausschüttungen

aus erworbenen Aktien im Streitjahr 2010 mit einem Volumen von

53 Mio. Euro. Das Hessische FG hat die Klage abgewiesen. ln die-

sem und einem weiteren Beitrag setzt sich der Autor mit der FG-

Entscheidung auseinander. Dabei wird deutlich, dass das Hessische

Finanzgericht in seinem Urteil allgemein anerkannte methodische

Grundsätze der Rechtsanwendung im Steuerrecht vermissen lässt

und tatsáchliche Besonderheiten des ,,virtuellen" Aktienhandels -
Grundsatz,,für wen es angeht" - n¡cht beachtet.

Maximilian Bannes, MA, StB. und
Dipl.-Volksw. Prof. Dr. Adrian Cloer, RA/StB

BEPS Aktionsplan 5: Wirksamere Bekämpfung
schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung
von Transparenz und Substanz

Aktionsplan 5 richtet sich anders als die übrigen Maßnahmen nicht
gegen Gestaltungspraktikèn der Unternehmen, sondern gegen

fragwürdige Gesetzgebung der Staaten bzw. der zwelfelhaften An-

wendung durch ihre Verwaltungen. Der Aktionsplan ist daher eher

in den Bereich der Steuerpolitik als den des. Steuerrechts zu veror-

ten. Die OECD sieht die Einführung sog. Sondersteuerregelungen

durch einzelne Staaten als Auslöser eines schädlichen Unterb¡e-

tungswettbewerbs (sog. race to the bottom) und nicht als Teil e¡nes

(begrüßenswerten) Steuerwettbewerbs.

Êntscheidungen

BFH: Grenzen der Absetzbarkeit gemischt genutzter Nebenräume
(17 .2.2016 -XR26/13 - dazu BB-Kommentar von

Dipl.-Kfm. Lukas Hilbert)

FG Köln: Nichtrechtsfähige Stiftung als Familienstiftung i.S.d. 5 1

Abs. l Nr.4ErbStG
(2s.s.2016 -7 K291/161
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Die Woche im Blick

Rechnungslegung
IASB: Überarbeitung des geplanten Standards für Versicherungs-
verträge
FASB: Geplante Aktualisierung des Rahmenkonzepts

DRSC: Stellungnahme an das IDW betreffend ERS HFA 48

DRSC: Ergebnisse der 5.|. Sitzung des lFRS-Fachausschusses

DRSC: 52. Sitzung IFRS-Fachausschuss

Wirtschaftsprüfung
lDWr Stellungnahme zur Überarbeitung der Hochschulwirtschafts-
fü hrungsverordnung (HWFVO NRW)

WPK: Satzung für Qual¡tätskontrolle min¡ster¡ell genehmigt

Finanzierung
KfW: Unternehmensbonität entscheidend für Kreditzugang
DIHK: Sonnige Finanzierungskonditionen, Baseler Schatten -
Betriebe (noch) sehr zufrieden mit Fremdkapitalzugang
EY: Mehr tinanzierungen, aber wenigerGeld bei deutschen
Start-ups

Aufsatz

Prof. Dr. Frank Althoff, WP/SIB

Ein bri n gung immaterieller Vermiígensgegenstä nde
des Anlagevermögens - mit Ausschüttungssperre?

Am23.2.2016hat das das Bundesministerium derJustiz und für Ver-

braucherschutz DRS 24,,lmmaterielle Vermögensgegenstände ¡m

Konzernabschluss" bekanntgemacht. Die Anwendung des neuen
Standards auf den HGB-Jahresabschluss wird empfohlen. Die Ein-
bringung immaterieller Vermögensgegenstände des Anlagevermö-
gens wird jedoch lediglich in Grundzügen behandelt. Der Beitrag
stellt den sich hieraus ergebenden Gestaltungsspielraum dar und
zeigt eine Regelungslücke hinsichtlich derAusschüttungsspene auf.

Entscheidung

BFH: lnvestitionsabzugsbetrag - nachträgliche Glättung von
BP-Mehrergebnissen - Wahrung des sog. tinanzierungszusam-
menhangs
(28.4.201 6 - | R 3 1 /1 5 - dazu BB-Kommentar von
Gero von Glasenapp, RA/SIB)

Neuer:cheinung Buch
Wi¡stemânn/Koch, Wlrtschaftsprtifung case by <ase

Lösungen nach HGB m¡t H¡nweisen auf ISA und US-GAAS

4. Auffage 2016,260 Seiten, Kt., € 38,90

ISBN: 978-3-8005-5041 -8 / lnfos unten www.shop.ruwde

Die Woche im

Entscheidungen
BAG: Mitbestimmung beim betr¡eblichen Eingliederungsmanage-
ment (22.3.2016 - 1 ABR 14l14)

BAG: Berufsunfähigkeitsrente - versicherungsförmige Lösung vor
Beendigung des Arbeitsverhältnisses (1 9.5.201 6 - 3 AZR794114)

BAG: Kündigung des Arbeitsverhältnisses bei behanlicher Nichtbe-
folgung einer Arbeitsaufforderung des Arbeitgebers nach rechts-

kräftigem Obsiegen des Arbeitnehmers im Kündigungsschutzpro-
zess (1 9.1.201 6 - 2 AZR 449/15)
l-AG Baden-Württemberg: Beleidigung von Vorgesetzten in der
Kommentarfunktion der Facebookchronik eines Arbeitskollegen
mittels Emoticons (22.6.2016 - 4 Sa 5/1 6)

LAG Baden-Württemberg: Abfindung wegen Rentenkürzung
(30.5.2016.- 1 Sa 1/16)

LAG Hessen: Zuständigkeit der Arbeitsgerichte bei einer Klage we-
gen möqlicher Haftung nach S 128 HGB (12.5.2016 - 18 Ta 184/16)

LAG Rheinland-Pfalz: Anwaltliche Drohung m¡t der Einschaltung

der Presse kann zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses nach 5 9
KSchG führen (17.3.2016 - 5 Sa 31 3/1 5)

ArbG Berlin: Einschlägige Vorstrafen erhöhen nicht den Tawer-

dachf (24.6.201 6 - 28 Ca 300 4 / 1 6)

Aufsatz

Katharina Heinz, RAin

,,65 Jahre + x" und arbeitswillig - Rechtliche
Möglichkeiten der bqfristeten (Weiter-)Beschäft igung
von Rentnern

Die Erwerbstätigkeit älterer Menschen nimmt zu und die Quote der
Erwerbstätigen hat sich in kurzer Zeit mehr als verdoppelt. Wäh-
rend für Menschen im höheren Alter der allgemeine Zugangzum
Arbeitsmarkt noch eher beschwerlich ist, liegt es vermehrt im lnte-
resse der Arbeitgeber, langjährig im Unternehmen tätige Mitarbei-
ter zu halten und von der beruflichen Erfahrung und dem bereits

entstandenen Vertrauensverhältnis auch über die Regelaltersgren-

ze hinaus zu profitieren. Der Beitrag geht der Frage nach, welche
rechtlichen Möglichkeiten im Hinblick auf die Weiterbeschäftigung
von Rentnern bestehen und welche Hürden die Unternehmen bei

uer ue5rdil.uilg elref Surcilen vereilrudruilg ¿wrfrgeilu ¿u uedLftleil
haben. Dabei erfolgt vorrangig eine Auseinandersetzung mit dem
Wunsch des Arbeitgebers nach einer nur befristeten Weiterbe-
schäftigung des Arbeitnehmers.

Entscheidungen

BAG: Bcweislast des Arbeitnehmers bei Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall
(2s.s.201 6 - s AZR 31 8/1 s)

BAG: Entgeltfortzahlung bei ambülanter Kur
(25.5.201 6 - 5 AZR298/'| 5 - dazu BB-Kommentar von
Dr, Christian Ley, RA/FAArbR)

Die Erste Seite
Martin W. Huff, RA

Bundesverfassungsger¡cht und Syndikus-
anwälte - Klärung der umstrittencn
RÍichrirkung für laufende Verfahren
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Bi lanzsteuerrecht

Anteíle an einer Komplementär-GmbH als funktional
wesentliche Betriebsgrundlage
OFD NRW Verfíigung vom 21.06.2016

D81211041 s.1907

AUFSATZ
Abschl ussprüfun g/Corporate Governance
Praktische Herausforderungen bei der Umsetzung
der neuen Anforderungen an den prüfungsaus_
schuss des Aufsichtsrais
WP/SIB Dr. Claus Buhleier, FrankfurtlM. / Wp/StB Michael
Niehues, Düsseldorf I WplStB Silke Splinter, llannover
Das Abschlussprüfungsreformgesetz (AReG) soll die Unab_
hängigkeit der Abschlussprüfer fördern. Maßnahmen hierzu
sind u.a. die verpflichtende externe prüferrotation sowie eine
Beschräntung der durch den Abschlussprüfer erbringbaren
Nichtprüfungsleistungen. Die Umsetzung dieser Maßnãhmen
wird Aufsichtsräte und deren Prüfungsausschüsse vor lnter_
pretations- und Auslegungsfragen stellen, die in dem Beitrag
diskutiert werden.

D81206766

STEUERRECHT

AUFSATZ
Bilanzsteuerrecht

Rückstellung für freiwillige Jahresabschlussprüfung
jedenfalls für Kapitalgesellschaften zulässig
WP/StB Prof. Dr. Frank Althoff, Gießen
Der BFH hat Rückstellungen für sog. freiwillige Jahresab_
schlussprüfungen bei perlonenhand-elsgesellscÉaftÀn abge-
lehnt. Der Beitrag stellt die Argumentation des BFH und ãie
Anwendbarkeit des Urteils auf die Handelsbilanz sowie auf die
Steuerbilanz von KapGes. infrage,

D8X208127

Bilanzsteuerrecht

Steuerbilanzielles Realisationsprinzip erneut im
Rechtsstreit
WP/SIB Prof. Dr. Ulrich prinz, Köln
Die Grundsätze steuerbilanzieller Gewinnrealisierung wer-
den in der Praxis häufig streitig zwischen Unternehmen
und Finanzverwaltung diskutiert. Nachdem durch das BMF-
Schreiben vom 15.03.2016 bei Abschlagszahlungen auf Werk-
leistungen kürzlich eine -streitschlich.tuno,, priolnt ist tiant
nun ein neues Revisionsverfahr.n rur Ëc e;ã.r+vtii,iårnnåì!-
Entscheidung vom 03.03.2016 beim BFH. Es geht um die Gã_
winnrealisierung bei sog. typengemischten Verträgen, die üb_
Iicherweise bei Mehrkomponentengeschäften auitreten. Der
Beitrag ordnet die Rechtsaussagen des FG für die praxis ein.
DBr212498

Abgabenordnung
Steuerliche Einordnung und Anerkennung von
Bankkontoauszügen und Kontoumsatzdaien
Dipl.-Fw. Martin Henn, Rösrath / Dipl.-Fw. Dirk-peter
Kuballa, Lindau
Welche steuerlichen Besonderheiten gibt es bei der Einord-
nung und Anerkennung von (elektronischen) Bankkonto-aus_
zügen und Kontoumsâtzdaten der Kontokorrentkonten (insb.
Girokonten)? Ausgehend von der Behandlung der Unterlagen
bei den Kreditinstituten selbst werden die unterschiedlicñen
Übermittlungsarten durch die Kreditinstitute, die verschie-
denen Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten bei den
Empfängern (Bankkunden) und die steuerrechtlichen Konse-
quenzen aufgezeigt.

D81200659

Gewinnermittlung
Aufwendungen für die Veranstaltung von Golf-
turnieren als nichtabziehbare Betriebsausgaben
OFD Frankfurt/M., Verfügung vom 30.06.2016

D81212504

Umsatzsteuer
linderungen der Steuerschuldnerschaft des
Leistungsempfängers (S 13b USIG) durch das
StÄndG 2015

BMF, Schreiben vom 10.08.2016

DB12'r23õ0

ENTSCHEIDUNGEN
Umsatzsteuer

EuGH-Vorlage zu den Auswirkungen von Abschtägen,
die ein pharmazeutischer Unternehmer gem. S l
AMRabG gewährt, auf die Bemessungsgrundlage für
die von ihm ausgeführten Lieferungen
BFH, Beschluss vom 22.06.20f6 - V R 42115

D81212583

Umsatzsteuer

EuGH-Vorlage zu den Anforderungen an e¡ne zum
Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung, ¡nsb.
zum lnhalt des Merkmals des vollständigen Namens
und der vollständigen Anschrift i.S.d. Art.226 Nr.5
MwStSystRL
BFH, Beschluss vom 06.04.2016 - V R 25115

081208933

s.1909

s.188s

s.1909

s.1912

s.1893

s.1915

s.1897
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AUFSATZ
Ka pitalma rktrecht

RA Dr. Thyl N. Haßler, LL.M. {Köln/Paris l}, Maitre ên
droit, Düsseldorf
Emittenten, deren Finanzinstrumente an multilateralen (,,Mul-
tilateral Trading Facilities - MTF") oder organisierten Han-
delssystem (,,0rganised Trading Facilities - OTF") gehandelt
werden, sind gem. Art. 18 MMVO zur Führung von lnsider-
listen verpflichtet. Dieser Pflicht unterliegen auch sämtliche
im Auftrag oder für Rechnung solcher Emittenten handelnde
Personen, also z.B. Rechtsanwälte, Steuerberater oder Wirt-
schaftsprüfer. ln lnsiderlisten sind Personen aufzunehmen,
die für die Emittenten tätig sind und bestimmungsgemäß Zu-
gang zu lnsiderinformationen des Emittenten haben. Der seit
dem 03.07,2016 geltende Art. l8 MMVO erweitert den Kreis
der Verpflichteten und ändert im Detail die Anforderungen
gegenüber der früheren Rechtslage. Der Aufsatz stellt das
neue Pflichtenheft dar.

D812r2053

KOMPAKT
Limited

BGH: Haftung des Direktors einer Limited gem. S 64
Satz 1 GmbHG
RA Dr. Günter Seulen/RA Dr. Nefail Berjasevic, Köln
D81210053

ENTSCHEIDUNGEN
GmbH-Recht

Zur Treuwidrigkeit der Stimmabgabe eines GmbH-
Gesellschafters in der Gesellschafterversammlung
OLG Hamm, Urteil vom 25.07.20,6-g U 160/15
DB12r2s51

Aktienrecht
Keine Rechtsmissbräuchlichkeit der Amtsnieder-
l------ l-- 

^rr-!reguilg ues Ällelnvorstanos etner A(I
OLG Flamburg, Besehluss vom 22.06.2016 - 11 W 30/16
D81212s49

lnsolvenzrecht

Zur Berechtigung eines Gläubigers zur Beantragung
der lnsolvenzeröffnung bei Ableitung des
Eröffnungsgrundes aus einer einzigen Forderung
BGH, Beschluss vom 23.06.2016 - lX ZB tSl15
D81210s06

Wettbewerbsrecht
Haftung eines Händlers auf lnternet-Handelsplatt-
form für irreführende Werbung infolge von lnhalts-
ergänzungen durch Plattformbetreiber
BGH, Urteil vom 03.03.2016 - I ZR 110/15

DBl 2t 1 682
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FSATZ

Betriebliche Altersversorgung
EU-Mobilitäts-Richtlinie: Leitlinien und
Handlungsbedarf
Ma¡k Walddörfer i RA Bernd Wilhelm, LL.M., beide
Düsseldorf
Zum 0i.01.2018 gelten aufgrund der Umsetzung der EU-
Mobilitäts-Richtlinie neue Regeln für die betriebliche
Altersversorgung. Die Versorgungsanwartschaften werden
schneller unverfallbar und müssen ggf. nach dem Ausschei-
den des Arbeitnehmers dynamisiert werden. Dem Mitarbei-
ter stehen inhaltlich weitergehende Auskunftsansprüche
zu. Die Abfindung von Kleinstanwartschaften bedarf der Zu-
stimmung des Arbeitnehmers, wenn dieser ins EU-Ausland
wechselt. lnsb. die Frage der Dynamisierung von Anrechten
hängt stark von der Ausgestaltung der Versorgung ab. Es ist
daher jetzt an der Zeit, sich mit den kommenden Neurege-
lungen auseinanderzusetzen sowie Strukturen und Prozesse
zu überdenken.

DB1 21 0020 5. 193s

a

Betriebsverfassungsrecht

Kein Recht des Betriebsrats auf Regelung genereller
Mindestarbeitsbedingungen
RA/FAArbR Bernd Weller, Frankfurt/M.
D81208710

ENTSCHEIDUiIGEN
Betriebsverfassu n gsrecht

Kein Anspruch des Betriebsrats auf einen separaten
Telefon- und lnternetanschluss
BAG, Beschluss vom 20.04.20'16 - 7 ABR 50/14

0812r0321

a
Ytir{.{

lnsiderlisten gem. Art. 18 MMVO und ihre pra
Handhabung

5.1920

s.1924

KOMPAKT
Arbeitsvertragsrecht
Arbeitsverträge auf dem Prüfstand: Wichtige Ände-
rungen für arbeitsvertragliche Ausschlussfristen
RAiniFAinArbR Dr. Nina 5pringer, LL.M., München I
RAin/FAinArbR Dr. Franziska von Kummer, LL.M., M.C.L.,
Berlin

081211171 s.1940

s. 1925 s. 1942

5. 1928

5. 1943

5.1929

Betriebsverfassu n gsrecht/Verfahrensrecht

Rechtskräft ige Entscheidung im Beschlussverfahren ím
nachfolgenden lndividualprozess zu berücksichtigen
BAG, Urteil vom 23.02.2016 - 1 AZR73|14

D81208073 s.1944
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Auswirkungen auf die deutsche Bilanzierungspraxis
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Am Ënde eines jeden Beitrags in der WPg finden Sie einen Code, die

sogenannte,,DOC-IÐ* (2. B. W1006745).

Diese DOC-ID unterstützt Sie bei der Nutzung der erweiterten
Online-Datenbank der\MPg (WPg online).Im Suchfeld der Datenbank
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finden. Nähere Informationen finden Sie unter www.wpg.de.
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Haben sie Interesse an einer Autorenschaft bzw. veröffentlichung im IDW verlag?
Nehmen Sie Kontakt mit uns auf.

senden sie eine E-Mail an Annette Preuß (preuss@idw-verlag.de), in der sie sich Ihre
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